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EG 229 § 15

Übergangsvorschrift zum Minderjährigenhaftungsbeschränkungsgesetz. Soweit der volljährig Gewordene Verbindlichkeiten vor dem Inkrafttreten des Minderjährigenhaftungsbeschränkungsgesetzes vom 25. August 1998 (BGBl. I S. 2487) am 1. Januar 1999 erfüllt hat oder diese im Wege der Zwangsvollstreckung befriedigt worden sind, sind Ansprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung ausgeschlossen.
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Eingefügt dch Art 122 Nr 1 des 1. Gesetzes über die Bereinigg v BRecht im ZuständigkBereich des BMJ v 19. 4. 06 (BGBl I S 866). Der Sache nach handelt es sich um die Übernahme des bish Art 3 I u II MHbeG in das EGBGB, die erfdl war, um das MHbeG insges aufzuheben. Der Gesetzgeber sah es im Hinbl auf die 30-jähr VerjFrist rkräft festgestellter Anspr als notw an, diese Übergangsregelg mind bis 30. 7. 29 beizubehalten, um Anspr des vollj Gewordenen aus ungerechtf Bereichg auf der Grdlage der HaftgsBeschränkg des MHbeG auszuschließen. Denn dem vollj Gewordenen bleibt die Haftgsbeschränkg auch dann erhalten, wenn die Vollstrg aus vor dem 1. 7. 99 ergangenen Urt, die keinen Vorbeh der Einrede der Haftgsbeschränkg enthalten, erfolgt (BT-Drs 16/47 S 71; sa BGB 1629 a Rn 4).

